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Pakt für Pflege: Kommunale Kooperation für 
Stärkung der Pflege vor Ort 
Die Ämter Gramzow und Brüssow sowie die Gemeinden Ucker-
land und Nordwestuckermark unterzeichnen Vereinbarung – lan-
desweit erster Zusammenschluss zur Stärkung der Pflege vor Ort 

Mit dem Förderprogramm „Pflege vor Ort“ unterstützt das Land Brandenburg 
Kommunen beim Ausbau von alterns- und pflegegerechten Sozialräumen. Im 
Landkreis Uckermark kooperieren dabei die Ämter Gramzow und Brüssow 
sowie die Gemeinden Uckerland und Nordwestuckermark. Amtsdirektorin 
Vera Leu (Gramzow), Amtsdirektorin Annett Hartwig (Brüssow), Bürgermeis-
ter Matthias Schilling (Uckerland) und Bürgermeister Roland Klatt (Nord-
westuckermark) haben heute in Prenzlau eine entsprechende Vereinbarung 
unterzeichnet. Es ist landesweit der erste Zusammenschluss von Kommu-
nen zur gemeinsamen Umsetzung des Programms „Pflege vor Ort“. Sie wer-
den dabei vom Ländlichen Arbeitsförderung Prenzlau e.V. unterstützt. 

Das Förderprogramm „Pflege vor Ort“ ist eine Säule des Brandenburger Pakts für 
Pflege. Die entsprechende „Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen kommunaler 
Pflegepolitik – Pflege vor Ort“ startete am 1. April 2021. Förderanträge können 
Landkreise und kreisfreie Städte sowie Ämter und Gemeinden stellen. Kommunen 
werden zum Beispiel beim Aufbau neuer alltagsunterstützender Angebote, bei der 
Entwicklung von Nachbarschaftshilfen, bei der Etablierung von lokalen Projekten 
für Menschen mit Demenz oder bei der Organisation von Pflege-Stammtischen, 
Pflegekursen für Angehörige oder Informationsveranstaltungen unterstützt. 

Sozialstaatssekretär Michael Ranft: „Die Pflege der Zukunft ist eine ‚Pflege im 
Quartier‘. Genau dort, wo die Menschen leben, zuhause sind und alt werden möch-
ten. Und genau dort müssen konkrete Maßnahmen geschaffen und umgesetzt wer-
den, die das ermöglichen. Deshalb fördern wir mit der Förderrichtlinie „Pflege vor 
Ort“ Maßnahmen der kommunalen Pflegepolitik, von denen viele Bürgerinnen und 
Bürger direkt profitieren. Die Kooperation der Ämter Gramzow und Brüssow sowie 
der Gemeinden Uckerland und Nordwestuckermark ist deshalb eine sehr gute 
Nachricht für die Region. Dieser Kooperationsansatz ist landesweit beispielge-
bend. Ich danke allen Beteiligten für ihr Engagement. Angesichts der immer älter 
werdenden Gesellschaft ist die Pflege der Zukunft eine der größten sozialpoliti-
schen Herausforderungen unserer Zeit. Hier müssen wir gemeinsam entschlossen 
handeln.“ 
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Die vier Kommunen wollen unter anderem eine zentrale Koordinierungsstelle 
„WohlFühlVermittlung“ einrichten, die Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 
niedrigschwellig berät und unterstützt. Hier stehen die Bedürfnisse und Wünsche 
der Menschen im Mittelpunkt. Außerdem soll ein Netzwerk von ehrenamtlichen und 
nachbarschaftlichen Hilfen aufgebaut werden. Für entsprechende gemeinsame 
Aktivitäten können in 2021 und 2022 jeweils Fördermittel in Höhe von 89.000 Euro 
beantragt werden. 

Matthias Schilling, Bürgermeister der Gemeinde Uckerland, erklärte: „Das vom 
Land initiierte Programm die Pflege vor Ort zu unterstützen, ist ein wunderbares 
Signal an unsere Bürgerinnen und Bürger. Das Thema Pflegenotstand ist in aller 
Munde und die demographische Entwicklung unserer Region im Norden der Ucker-
mark verschärft die Notsignale. Insofern ist jede Hilfe willkommen um im ländli-
chen Raum Strukturen zu stärken, Ideen zu fördern und denen zu helfen die 
anderen helfen. Die interkommunale Zusammenarbeit ist für die beteiligten Ge-
meinden und Ämter schon fast eine Selbstverständlichkeit. So funktioniert das in 
der Uckermark und auf dem Lande!“ 

Pakt für Pflege 
Der Pakt für Pflege ist ein Schwerpunkt im Koalitionsvertrag der Brandenburger 
Landesregierung. Mit ihm soll die Pflege vor Ort gestärkt und nachhaltig gestal-
tet, Pflegebedürftige und ihre Angehörigen insbesondere im ländlichen Raum un-
terstützt, Beratungsstrukturen ausgebaut und die Fachkräftesicherung in der 
Pflege durch attraktive Ausbildungs- und Beschäftigungsbedingungen gefördert 
werden. 

Zur Umsetzung zentraler Vorhaben des Paktes für Pflege hat das Sozialministe-
rium in diesem Jahr drei Förderrichtlinien auf den Weg gebracht. 

Die „Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen kommunaler Pflegepolitik – 
Pflege vor Ort“ trat am 1. April 2021 in Kraft. Dafür stehen jährlich rund 11,7 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Gefördert werden kommunale Projekte, um Pfle-
gestrukturen vor Ort auszubauen. 

Die „Richtlinie zur Förderung des Ausbaus und der Weiterentwicklung von 
Pflegestützpunkten“ trat am 22. Juli 2021 in Kraft. Pflegestützpunkte sind unab-
hängige Beratungsstellen zu allen Fragen rund um die Pflege. Ihr kostenfreies Be-
ratungsangebot für Pflegebedürftige und ihren Angehörigen soll in Brandenburg 
ausgebaut und weiterentwickelt werden. Mit der Förderrichtlinie unterstützt das So-
zialministerium die Landkreise und kreisfreien Städte dabei. Der Förderzeitraum 
reicht bis zum 31. Dezember 2024. Pro Jahr stehen dafür rund zwei Millionen Euro 
aus dem Landeshaushalt zur Verfügung. 

Und die „Pflegezukunftsinvestitions-Richtlinie 2021-2024“, die am 19. August 
2021 in Kraft getreten ist und bis zum 31. Dezember 2024 läuft, fördert das Sozial-
ministerium den Ausbau von Angeboten der Kurzzeitpflege sowie der Tages- und 
Nachtpflege. Dafür stehen pro Jahr fünf Millionen Euro, bis 2024 sind das insge-
samt 20 Millionen Euro, aus dem Landeshaushalt zur Verfügung. Damit werden 
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Investitionsmaßnahmen zur Schaffung zusätzlicher Plätze der Kurzzeit-, der Ta-
ges- oder der Nachtpflege gefördert. Hierzu gehören Neubau-, Erweiterungs- und 
Umbaumaßnahmen. Auch Weiterentwicklungen dieser Angebote, z.B. neue For-
men von Tagepflege, stehen im Fokus der Richtlinie. Die Fördermittel werden über 
die Landkreise und kreisfreien Städte an Träger der pflegerischen Angebote aus-
gezahlt. Die Höhe der jeweiligen Zuwendung beträgt bis zu 80 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben. 


